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177. Abkommen zwischen der Regierung der Republik Österreich und der Regierung der Republik
Kroatien über die Übernahme von Personen an der Grenze
(NR: GP XX RV 951 AB 1195 S. 129. BR: AB 5715 S. 642.)

177.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

ABKOMMEN
zwischen der Regierung der Republik Österreich und der Regierung der Republik

Kroatien über die Übernahme von Personen an der Grenze

Die Regierung der Republik Österreich und die Regierung der Republik Kroatien (im weiteren
Vertragsparteien genannt) haben in der Absicht, die gegenseitige Übernahme von eigenen Staats-
angehörigen und Drittausländern an der Grenze zu regeln, folgendes vereinbart:

Artikel 1
(1) Jede Vertragspartei übernimmt ohne besondere Formalität aus dem Gebiet der anderen

Vertragspartei jede Person, von der glaubhaft gemacht wird, daß sie ihre Staatsangehörigkeit besitzt. Stellt
sich nachträglich heraus, daß die übernommene Person im Zeitpunkt der Einreise nicht die Staats-
bürgerschaft des übernehmenden Staates besessen hat, so muß sie von der anderen Vertragspartei
zurückgenommen werden; dies gilt nicht, falls die Behörden der Vertragspartei, die die Person über-
nommen hat, dieser zu Unrecht ein Reisedokument ausgestellt haben.

(2) Kann die Staatsangehörigkeit nicht glaubhaft gemacht werden, so wird die diplomatische Mission
oder konsularische Vertretung jener Vertragspartei, deren Staatsangehörigkeit die Person vermutlich
besitzt, diese auf Ersuchen unverzüglich klarstellen und erforderlichenfalls eine Übernahmserklärung zur
Verfügung stellen.

(3) Die Übergabe einer Person, die wegen ihres Alters, Gesundheitszustandes oder aus anderen
schwerwiegenden Gründen besonderer Pflege bedarf, wird der diplomatischen Mission oder konsula-
rischen Vertretung jener Vertragspartei, deren Staatsangehörigkeit die Person besitzt, angekündigt, damit
diese Vertragspartei die notwendigen Maßnahmen zur Übernahme der Person treffen kann. Innerhalb
eines Monats nach Ankündigung ist der Vertragspartei, auf deren Gebiet sich die Person aufhält,
mitzuteilen, wo und wann die Übernahme erfolgen wird.

Artikel 2
(1) Jede Vertragspartei übernimmt einen Drittausländer, der sich auf ihrem Gebiet aufgehalten hat

und rechtswidrig in das Gebiet der anderen Vertragspartei eingereist ist.
(2) Die ersuchte Vertragspartei übernimmt den Drittausländer auf Grund einer Übernahmserklärung.

Der Übernahmsantrag kann innerhalb von längstens 90 Tagen nach der rechtswidrigen Einreise des
Drittausländers jederzeit gestellt werden. Der Antrag muß die Personaldaten der zu übernehmenden
Person sowie Angaben enthalten, die den Aufenthalt auf dem Gebiet der ersuchten Vertragspartei und die
rechtswidrige Einreise glaubhaft machen. Auf den Übernahmsantrag ist innerhalb von 72 Stunden nach
dessen Übermittlung eine Antwort zu erteilen. Der Antrag auf Übernahme und die Mitteilung, ob der
Fremde übernommen wird, erfolgen im Wege der beiden Innenministerien.

(3) Die Verpflichtung zur Übernahme besteht nicht hinsichtlich der Angehörigen eines dritten
Staates, der eine gemeinsame Grenze mit jener Vertragspartei besitzt, die den Übernahmsantrag gestellt
hat.
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Artikel 3
Sofern eine gemäß den Artikeln 1 und 2 zu übernehmende Person nicht über ausreichende Mittel

verfügt, trägt die Vertragspartei, auf deren Gebiet sich die Person aufhält, die Transportkosten bis zum Ort
der Übernahme durch die andere Vertragspartei.

Artikel 4
(1) Jede Vertragspartei übernimmt die polizeiliche Durchbeförderung von Drittausländern, wenn die

andere Vertragspartei darum ersucht und die Übernahme durch den Zielstaat und die Weiterreise durch
allfällige weitere Durchbeförderungsstaaten sicherstellt.

(2) Die Durchbeförderung wird nicht beantragt und kann abgelehnt werden, wenn der Drittausländer
im Zielstaat oder in einem allfälligen weiteren Durchbeförderungsstaat Gefahr läuft, unmenschlicher
Behandlung oder Strafe oder der Todesstrafe unterworfen zu werden, oder in seinem Leben oder seiner
Freiheit aus Gründen seiner Rasse, seiner Religion, seiner Nationalität, seiner Zugehörigkeit zu einer
bestimmten sozialen Gruppe oder seiner politischen Ansichten bedroht wäre.  Die Durchbeförderung kann
weiters abgelehnt werden, wenn der Drittausländer im ersuchten Staat strafgerichtlich verfolgt werden
müßte oder ihm im Zielstaat oder in einem allfälligen weiteren Durchbeförderungsstaat strafrechtliche
Verfolgung droht.

(3) Das Ersuchen um polizeiliche Durchbeförderung wird auf direktem Wege zwischen dem
österreichischen Bundesministerium für Inneres und dem Innenministerium der Republik Kroatien gestellt
und erledigt. Das Ersuchen muß außer den persönlichen Daten des Drittausländers auch die Erklärung
enthalten, daß die Voraussetzungen gemäß Absatz 1 gegeben und keine Ablehnungsgründe nach Absatz 2
bekannt sind. Weiters werden darin das Datum der beabsichtigten Übergabe sowie der gewünschte
Grenzübergang angegeben. Die ersuchte Vertragspartei wird im Einvernehmen mit der ersuchenden
Vertragspartei den Drittausländer unverzüglich durchbefördern.

(4) Lehnt die ersuchte Vertragspartei das Ersuchen mangels Vorliegens der erforderlichen Voraus-
setzungen ab, so wird sie der ersuchenden Partei die Ablehnungsgründe mitteilen.

(5) Drittausländer können an die ersuchende Vertragspartei zurückgestellt werden, wenn nachträglich
Tatsachen bekannt werden oder eintreten, die der polizeilichen Durchbeförderung entgegenstehen.

(6) Die aus der polizeilichen Durchbeförderung und der allfälligen Rückstellung entstehenden
Kosten trägt die ersuchende Vertragspartei.

Artikel 5
Zur Durchführung dieses Abkommens können die Innenminister der Vertragsparteien zweckent-

sprechende Vereinbarungen treffen, insbesondere über
a) die Vorgangsweise bei der gegenseitigen Verständigung;
b) die für eine Übernahme erforderlichen Angaben und Unterlagen;
c) die Umstände, unter denen der Aufenthalt auf dem Gebiet der ersuchten Vertragspartei und eine

rechtswidrige Einreise anzunehmen ist;
d) die Grenzübergänge für die Übernahme;
e) den Kostenersatz nach Artikel 4 Absatz 6;
f) die Abhaltung von Expertengesprächen.

Artikel 6
(1) Dieses Abkommen tritt mit dem ersten Tag des zweiten Monats in Kraft, der auf den Monat folgt,

in dem die Vertragsparteien einander schriftlich auf diplomatischem Wege mitgeteilt haben, daß ihre
jeweiligen innerstaatlichen Voraussetzungen für das Inkrafttreten erfüllt sind.

(2) Dieses Abkommen bleibt auf unbestimmte Zeit in Kraft, sofern nicht eine der Vertragsparteien
das Abkommen schriftlich auf diplomatischem Wege kündigt; in diesem Fall tritt das Abkommen sechs
Monate nach Einlangen der Kündigung außer Kraft.

Geschehen zu Wien, am 18. Juni 1997, in zwei Urschriften in deutscher und kroatischer Sprache,
wobei beide Texte gleichermaßen authentisch sind.

Für die Regierung der Republik Österreich:

Karl Schlögl m. p.

Für die Regierung der Republik Kroatien:

Ivan Penic m. p.
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K\OGÙW�8NCFG�4GRWDNKMG�#WUVTKLG�K�8NCFG�4GRWDNKMG�*TXCVUMG�Q�RTGW\KOCPLW�QUQDC�PC
ITCPKEK

8NCFC� 4GRWDNKMG� #WUVTKLG� K� 8NCFG� 4GRWDNKMG� *TXCVUMG� �W� FCNLPLGO� VGMUVW�� WIQXQTPG� UVTCPMG��� W
PCMCPK�FC�TGIWNKTCLW�QDQUVTCPQ�RTGW\KOCPLG�XNCUVKVKJ�FTÐCXNLCPC�K�ITC®CPC�VTG¬KJ�\GOCNLC�PC�ITCPKEK�UNQÐKNG
UW�UG�Q�UNLGFG¬GO�

�NCPCM���

����5XCMC�WIQXQTPC�UVTCPMC�DG\�RQUGDPKJ� HQTOCNPQUVK�RTGW\KOC�U� VGTKVQTKLC�FTWIG�WIQXQTPG� UVTCPMG
UXCMW�QUQDW�\C�MQLW� LG�FQMC\CPQ�FC�RQULGFWLG�PLG\KPQ�FTÐCXNLCPUVXQ��7MQNKMQ�UG�PCMPCFPQ� KURQUVCXK�FC
RTGW\GVC�QUQDC�W�VTGPWVMW�WNCUMC�PKLG�RQULGFQXCNC�FTÐCXNLCPUVXQ�FTÐCXG�MQLC�LW�RTGW\KOC��FTWIC�WIQXQTPC
UVTCPMC�OQTC�VW�QUQDW�RTKOKVK�PCVTCI��6Q�PG�XTKLGFK�CMQ�UW�XNCUVK�WIQXQTPG�UVTCPMG��MQLC�LG�QUQDW�RTGW\GNC�
VQL�QUQDK�RTQVWRTCXPQ�K\FCNG�RWVPW�KURTCXW�

���� #MQ� UG� FTÐCXNLCPUVXQ� PG�OQÐG� FQMC\CVK�� FKRNQOCVUMC�OKUKLC� KNK� MQP\WNCTPQ� RTGFUVCXPK{VXQ� QPG
WIQXQTPG� UVTCPMG� «KLG� FTÐCXNLCPUVXQ� QUQDC� XLGTQLCVPQ� RQULGFWLG�� PC� OQNDW� DG\� QFNCICPLC� TC\LCUPKV� ¬G
RKVCPLG�FTÐCXNLCPUVXC�K�W�UNW«CLW�RQVTGDG�K\FCVK�KUMC\�Q�RTGW\KOCPLW�QUQDG�

����2TGW\KOCPLG�QUQDG�MQLQL�LG�\DQI�PLGPG�FQDK��\FTCXUVXGPQI�UVCPLC�KNK�\DQI�FTWIKJ�XCÐPKJ�TC\NQIC
RQVTGDPC�RQUGDPC�DTKIC�� PCLCXNLWLG� UG� FKRNQOCVUMQL�OKUKLK� KNK� MQP\WNCTPQO�RTGFUVCXPK{VXW� QPG� WIQXQTPG
UVTCPMG� «KLG� FTÐCXNLCPUVXQ� VC� QUQDC� RQULGFWLG� MCMQ� DK� VC� WIQXQTPC� UVTCPMC� RQFW\GNC� RQVTGDPG�OLGTG� \C
RTGW\KOCPLG�QUQDG��7�TQMW�QF�OLGUGE�FCPC��PCMQP�WCLCXG�WIQXQTPQL�UVTCPEK�PC�«KLGO�UG�VGTKVQTKLW�QUQDC
PCNC\K��VTGDC�RTKQREKVK�IFLG�¬G�UG�K�MCFC�QDCXKVK�RTGW\KOCPLG�

�NCPCM���

����5XCMC�WIQXQTPC�UVTCPMC�RTGW\KOC�ITC®CPKPC� VTG¬G�\GONLG�MQLK� LG�DQTCXKQ�PC�PLGPQO�RQFTW«LW� K
MQLK�LG�RTQVWRTCXPQ�W{CQ�PC�RQFTW«LG�FTWIG�WIQXQTPG�UVTCPMG�

����7IQXQTPC�UVTCPMC�QF�MQLG�UG�VTCÐK�RTGW\KOCPLG�ITC®CPKPC�VTG¬G�FTÐCXG�RTGW\KOC�VQI�ITC®CPKPC�PC
VGOGNLW� KUMC\C� Q� RTGW\KOCPLW� QUQDG�� <CJVLGX� \C� RTGW\KOCPLGO� UG� OQÐG� RQFPKLGVK� W� UXCMQ� FQDC� W
XTGOGPUMQO�TC\FQDNLW�QF�PCLXK{G����FCPC�PCMQP�{VQ�LG�ITC®CPKP�VTG¬G�FTÐCXG�RTQVWRTCXPQ�W{CQ�PC�VGTKVQTKL
WIQXQTPG�UVTCPMG��6CL�\CJVLGX�OQTC�UCFTÐCXCVK�UXG�QUQDGPG�RQFCVMG�Q�QUQDK��MQLC�UG�OQTC�RTGW\GVK��MCQ�K
RQFCVMG�� MQLK� FQMC\WLW� FC� VC� QUQDC� DQTCXK� PC� RQFTW«LW� WIQXQTPG� UVTCPMG�� QF� MQLG� UG� VTCÐK� FC� QUQDW
RTGW\OG� PCVTCI�� VG� RQFCVMG� MQLK� FQMC\WLW� FC� LG� VC� QUQDC� RTQVWRTCXPQ� W{NC� PC� VGTKVQTKL� FTWIG� WIQXQTPG
UVTCPMG��0C�\CJVLGX�Q�RTGW\KOCPLW�VTGDC�FCVK�QFIQXQT�W�TQMW�QF����UCVC�PCMQP�PLGIQXG�FQUVCXG��<CJVLGX�\C
RTGW\KOCPLGO�K�K\LCXW�Q�VQOG�JQ¬G�NK�QUQDC�DKVK�RTGW\GVC�KNK�PG��RQFPQUG�UG�K�K\FCLW�PC�QDLG�FTWIG�UVTCPG
QF�/KPKUVCTUVCXC�WPWVCTPLKJ�RQUNQXC�

����1DXG\C� RTGW\KOCPLC� PG� RQUVQLK� MCFC� UG� TCFK� Q� RTKRCFPKEKOC� VTG¬G� FTÐCXG� MQLC� KOC� \CLGFPK«MW
ITCPKEW�U�QPQO�WIQXQTPQO�UVTCPMQO�MQLC�LG�RQFPKLGNC�\CJVLGX�Q�RTGW\KOCPLW�QUQDG�

�NCPCM���

7MQNKMQ�QUQDC�MQLC� UG� VTGDC�RTGW\GVK� PC� VGOGNLW� «NCPMC���� K� ��� PG� TCURQNCÐG�FQXQNLPKO� UTGFUVXKOC�
WIQXQTPC� UVTCPMC� PC� «KLGO� VGTKVQTKLW� VC� QUQDC� DQTCXK� UPQUK� VTQ{MQXG� RTKLGXQ\C� FQ� OLGUVC� IFLG� QUQDW
RTGW\KOC�FTWIC�WIQXQTPC�UVTCPMC�

�NCPCM���

���� 5XCMC� WIQXQTPC� UVTCPMC� RTGW\KOC� QDXG\W� RQNKEKLUMG� RTGRTCVG� ITC®CPKPC� VTG¬G� FTÐCXG�� CMQ� VQ
\CVTCÐK� FTWIC� WIQXQTPC� UVTCPMC� VG� CMQ� KUVC� QUKIWTC� FC� QUQDW� RTGW\OG� QFTGFK{PC� FTÐCXC� QFPQUPQ� UXCMC
FTWIC�FTÐCXC�MTQ\�MQLW�DK�UG�QUQDC�OQTCNC�RTGRTCVKVK�

����<CJVLGX�\C�RTGRTCVQO�UG�PG�RQFPQUK�KNK�UG�OQÐG�QFDKVK��CMQ�LG�ITC®CPKP�VTG¬G�\GONLG�W�QFTGFK{PQL
FTÐCXK�KNK�W�LGFPQL�QF�FTÐCXC�MTQ\�MQLW�DK�UG�QP�RTGRTCVKQ�K\NQÐGP�QRCUPQUVK�FC�U�PLKO�PGNLWFUMK�RQUVWRCLW
KNK� CMQ� DK� OW� ÐKXQV� KNK� UNQDQFC� DKNK� WITQÐGPK� \DQI� PLGIQXG� TCUG�� TGNKIKLG�� PCEKQPCNPQUVK�� RTKRCFPQUVK
QFTG®GPQL� UQEKLCNPQL� UMWRKPK� KNK� \DQI�PLGIQXKJ�RQNKVK«MKJ�PC\QTC��<CJVLGX� \C� RTGRTCVQO� UG� PCFCNLG�OQÐG
QFDKVK��CMQ�LG�ITC®CPKP��VTG¬G�\GONLG�W�FTÐCXK��QF�MQLG�UG�VTCÐK�RTGRTCVC��UWFUMK�IQPLGP�KNK�OW�W�QFTGFK{PQL
FTÐCXK�KNK�DKNQ�MQLQL�FTÐCXK�MTQ\�MQLW�DK�UG�QUQDC�OQTCNC�RTGRTCVKVK�RTKLGVK�MC\PGPQ�IQPLGPLG�

���� <CJVLGX� \C� RQNKEKLUMQO� RTGRTCVQO� RQFPQUK� UG� K� TKLG{CXC� K\TCXPKO� RWVGO� K\OG®W� 5CXG\PQI
OKPKUVCTUVXC�WPWVCTPLKJ�RQUNQXC�4GRWDNKMG�#WUVTKLG�K�/KPKUVCTUVXC�WPWVCTPLKJ�RQUNQXC�4GRWDNKMG�*TXCVUMG�
<CJVLGX�OQTC��QUKO�QUQDPKJ�RQFCVCMC�ITC®CPKPC� VTG¬G�FTÐCXG��UCFTÐCXCVK� K� KUMC\�FC�RQUVQLG�RTGVRQUVCXMG
RTGOC�UVCXMW�N�K�FC�PKUW�RQ\PCVK�TC\NQ\K�\C�QFDKLCPLG�RTGOC�UVCXMW����0CFCNLG��W�PLGOW�UG�PCXQFK�FCVWO
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RNCPKTCPQI� RTGW\KOCPLC� MCQ� K� ÐGNLGPK� ITCPK«PK� RTKLGNC\�� 7IQXQTPC� UVTCPMC� QF� MQLG� UG� VTCÐK� RTGW\KOCPLG
ITC®CPKPC��W� UWINCUPQUVK� U�WIQXQTPQO�UVTCPMQO�MQLC� VTCÐK� RTGW\KOCPLG�� VQI� ¬G�ITC®CPKPC�DG\�QFNCICPLC
RTGRTCVKVK�

���� #MQ� WIQXQTPC� UVTCPMC� QF� MQLG� UG� VTCÐK� RTGW\KOCPLG� ITC®CPKPC� VTG¬G� FTÐCXG� QFDKLG� \CJVLGX� \C
RTGW\KOCPLG� \DQI�PGRQUVQLCPLC�RQVTGDPKJ�RTGVRQUVCXMK�� QPC� ¬G�WIQXQTPQL� UVTCPMK� MQLC� VTCÐK� RTGW\KOCPLG
RTKQR¬KVK�TC\NQIG�QFDKLCPLC�

����)TC®CPK�VTG¬G�FTÐCXG�OQIW�UG�XTCVKVK�PCVTCI�WIQXQTPQL�UVTCPEK�MQLC�VTCÐK�PLKJQXQ�RTGW\KOCPLG�CMQ
UG�PCMPCFPQ�KURQUVCXG�KNK�PCUVWRG�«KPLGPKEG��MQLG�QPGOQIWEWLW�RTQXGFDW�RQNKEKLUMG�RTGRTCVG�

����5XG�VTQ{MQXG�RTGRTCVG� K�OQIW¬GI�XTC¬CPLC�QUQDG�UPQUK�WIQXQTPC�UVTCPMC�MQLC� VTCÐK�RTGW\KOCPLG
QUQDG�

�NCPCM���

<C� RTQXGFDW� QXQI� 7IQXQTC� OKPKUVTK� WPWVCTPLKJ� RQUNQXC� WIQXQTPKJ� UVTCPMK� OQIW� UG� FQIQXQTKVK� Q
UNLGFG¬GO�

C� PC«KPKOC�RQUVWRCPLC�W�OG®WUQDPQO�QDCXLG{¬KXCPLW�
D� RQFCEKOC�K�FQMWOGPVKOC�RQVTGDPKOC�\C�RTGW\KOCPLG�
E� QMQNPQUVKOC�RQF�MQLKOC�LG�\C�RTGVRQUVCXKVK�FC�UG�TCFKNQ�Q�DQTCXMW�PC�VGTKVQTKLW�WIQXQTPG�UVTCPMG

QF�MQLG�UG�RTGW\KOCPLG�VTCÐK�K�Q�RTQVWRTCXPQO�WNCUMW�
F� ITCPK«PKO�RTKLGNC\KOC�\C�RTGW\KOCPLG�
G� PCMPCFK�VTQ{MQXC�RTGOC�«NCPMW����UVCXMW���
H� QFTÐCXCPLW�TC\IQXQTC�UVTW«PLCMC�

�NCPCM���

����1XCL�7IQXQT� UVWRC� PC� UPCIW� RTXKO� FCPQO� RTXQI�OLGUGEC� MQLK� UNKLGFK� K\C�OLGUGEC� W� MQLGO� UW
WIQXQTPG� UVTCPMG� LGFPC� FTWIW� RKUOGPQ� FKRNQOCVUMKO� RWVGO� K\XKLGUVKNG� FC� UW� W� PLKJQXKO� FTÐCXCOC
KURWPLGPG�RTGVRQUVCXMG�\C�UVWRCPLG�PC�UPCIW�QXQI�7IQXQTC�

����1XCL�7IQXQT�QUVCLG�PC�UPC\K�PGQFTG®GPQ�XTKLGOG��QUKO�CMQ�LGFPC�QF�WIQXQTPKJ�UVTCPMK�PG�TCUMKPG
7IQXQT�RKUOGPQ�FKRNQOCVUMKO�RWVGO��W� VQO�UNW«CLW�7IQXQT�RTGUVCLG�XTKLGFKVK� {GUV�OLGUGEK�RQ�RTKOKVMW
QDCXKLGUVK�Q�TCUMKFW�KUVQI�

7�$G«��FCPC�����LWPC�������W�FXC�K\XQTPC�RTKOLGTMC�PC�PLGOC«MQO�K�JTXCVUMQO�LG\KMW��RTK�«GOW�UW
QDC�VGMUVC�LGFPCMQXTKLGFPC�

Za Vladu Republike Austrije:

Karl Schlögl m. p.

Za Vladu Republike Hrvatske:

Ivan Peni° m. p.

Die Mitteilungen gemäß Art. 6 Abs. 1 des Abkommens wurden am 30. März bzw. 17. September
1998 abgegeben; das Abkommen tritt gemäß seinem Art. 6 Abs. 1 mit 1. November 1998 in Kraft.

Klima

Druck der Österreichischen Staatsdruckerei AG


